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II
(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache M.7109 — Deutsche Telekom/GTS)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 112/01)

Am 14. April 2014 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn 
für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfüg­
bar und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites 
veröffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der 
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32014M7109 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache M.7539 — GIP II/ACS/DevCo)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 112/02)

Am 27. März 2015 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn 
für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfüg­
bar und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites 
veröffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der 
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32015M7539 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.

2.4.2015 DE Amtsblatt der Europäischen Union C 112/1

http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/
http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de
http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/
http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de


Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache M.7501 — China Shipbuilding Power Engineering Institute/Wärtsilä Technology/CSSC 
Wärtsilä Engine)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 112/03)

Am 25. März 2015 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn 
für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfüg­
bar und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites 
veröffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der 
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32015M7501 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss

(Sache M.7553 — PAI/Lion Adventure)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 112/04)

Am 25. März 2015 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates (1) entschieden, keine Einwände gegen den oben genannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn 
für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklären. Der vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfüg­
bar und wird in einer um etwaige Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites 
veröffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/). Auf dieser 
Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der 
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32015M7553 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Zinssatz der Europäischen Zentralbank für Hauptrefinanzierungsgeschäfte (1)

am 1. April 2015: 0,05 %

Euro-Wechselkurs (2)

1. April 2015

(2015/C 112/05)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,0755

JPY Japanischer Yen 129,29

DKK Dänische Krone 7,4708

GBP Pfund Sterling 0,72850

SEK Schwedische Krone 9,2541

CHF Schweizer Franken 1,0426

ISK Isländische Krone

NOK Norwegische Krone 8,6695

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 27,543

HUF Ungarischer Forint 298,52

PLN Polnischer Zloty 4,0608

RON Rumänischer Leu 4,4130

TRY Türkische Lira 2,8064

AUD Australischer Dollar 1,4153

Währung Kurs

CAD Kanadischer Dollar 1,3632
HKD Hongkong-Dollar 8,3382
NZD Neuseeländischer Dollar 1,4472
SGD Singapur-Dollar 1,4696
KRW Südkoreanischer Won 1 187,67
ZAR Südafrikanischer Rand 13,0011
CNY Chinesischer Renminbi Yuan 6,6662
HRK Kroatische Kuna 7,6483
IDR Indonesische Rupiah 14 021,81
MYR Malaysischer Ringgit 3,9785
PHP Philippinischer Peso 47,917
RUB Russischer Rubel 62,4363
THB Thailändischer Baht 34,965
BRL Brasilianischer Real 3,3994
MXN Mexikanischer Peso 16,3847
INR Indische Rupie 67,2161

(1) Auf das letzte Geschäft vor dem angegebenen Tag angewandter Satz. Bei Zinstendern marginaler Zuteilungssatz.
(2) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 27. März 2015

zur Änderung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der 
Republik San Marino

(2015/C 112/06)

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Währungsvereinbarung vom 27. März 2012 zwischen der Europäischen Union und der Republik San 
Marino, insbesondere auf Artikel 8 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 8 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino (im 
Folgenden „die Währungsvereinbarung“) ist die Republik San Marino verpflichtet, Unionsrechtsakte mit Vorschrif­
ten in den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Banken- und Finanzrecht, Verhinderung von Geldwäsche, 
Betrug und Fälschung von Bargeld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und Marken sowie statistische 
Berichtspflichten umzusetzen. Der Anhang der Währungsvereinbarung enthält eine Aufstellung dieser Rechtsakte.

(2) Der Anhang muss alljährlich von der Kommission geändert werden, um neuen einschlägigen Rechtsakten und 
Vorschriften der Union sowie Änderungen an bestehenden Rechtsakten und Vorschriften Rechnung zu tragen.

(3) Einige Rechtsakte und Vorschriften der Union sind nicht mehr relevant und sollten daher aus dem Anhang gestri­
chen werden, während einige neue einschlägige Rechtsakte und Vorschriften der Union sowie einige Änderungen 
an bestehenden Rechtsakten verabschiedet wurden und in den Anhang aufgenommen werden müssen.

(4) Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino wird durch 
den Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Brüssel, den 27. März 2015

Für die Kommission

Der Präsident

Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG

 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

Geldwäscheprävention

1 Beschluss 2000/642/JI des Rates vom 17. Oktober 2000 über Vereinbarungen für 
eine Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen der Mitgliedstaaten beim 
Austausch von Informationen (ABl. L 271 vom 24.10.2000, S. 4)

1. Sept. 2013

2 Rahmenbeschluss 2005/212/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Einziehung 
von Erträgen, Tatwerkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten (ABl. L 68 
vom 15.3.2005, S. 49)

1. Okt. 2014 (1)

3 Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 
2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche 
und der Terrorismusfinanzierung (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15)

1. Sept. 2013

 Geändert durch:  

4 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. November 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richt­
linien 97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1)

 

5 Richtlinie 2008/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung im Hin­
blick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 76 vom 
19.3.2008, S. 46)

 

6 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. September 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit 
von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7)

 

7 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 
2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 
2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Euro­
päischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120)

 

 Ergänzt durch:  

8 Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche sowie 
Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträ­
gen aus Straftaten (ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1)

 

9 Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft 
oder aus der Gemeinschaft verbracht werden (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9)
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 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

10 Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 2006 mit Durchführungsbe­
stimmungen für die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von politisch exponierte Personen und der 
Festlegung der technischen Kriterien für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie für die 
Befreiung in Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem Umfang 
Finanzgeschäfte getätigt werden (ABl. L 214 vom 4.8.2006, S. 29)

 

11 Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. November 2006 über die Übermittlung von Angaben zum Auftraggeber bei Geld­
transfers (ABl. L 345 vom 8.12.2006, S. 1)

 

12 Beschluss 2007/845/JI des Rates vom 6. Dezember 2007 über die Zusammenarbeit zwi­
schen den Vermögensabschöpfungsstellen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Auf­
spürens und der Ermittlung von Erträgen aus Straftaten oder anderen Vermögensgegen­
ständen im Zusammenhang mit Straftaten (ABl. L 332 vom 18.12.2007, S. 103)

 

13 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 
über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus Strafta­
ten in der Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39)

1. Nov. 2015 (2)

Betrugs- und Fälschungsprävention

14 Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von 
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (ABl. L 149 
vom 2.6.2001, S. 1)

1. Sept. 2013

15 Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung von 
zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 181 
vom 4.7.2001, S. 6)

1. Sept. 2013

 Geändert durch:  

16 Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro gegen 
Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1)

 

17 Beschluss 2001/887/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über den Schutz des Euro 
vor Fälschungen (ABl. L 329 vom 14.12.2001, S. 1)

1. Sept. 2013

18 Entscheidung 2003/861/EG des Rates vom 8. Dezember 2003 betreffend die Analyse 
und die Zusammenarbeit in Bezug auf gefälschte Euro-Münzen (ABl. L 325 vom 
12.12.2003, S. 44)

1. Sept. 2013

19 Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medaillen 
und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 373 vom 
21.12.2004, S. 1)

1. Sept. 2013

 Geändert durch:  

20 Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnlichen 
Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5)

 

21 Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen Geldfälschung 
und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates (ABl. L 151 
vom 21.5.2014, S. 1)

1. Juli 2016 (2)
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 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen

22 Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 über das Recht der 
Europäischen Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (ABl. L 318 vom 27.11.1998, 
S. 4)

1. Sept. 2013

23 Schlussfolgerungen des Rates vom 23. November 1998 und 5. November 2002 zu 
Sammlermünzen

1. Sept. 2013

24 Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätssicherungssystem 
für die Euro-Münzen

1. Sept. 2013

25 Mitteilung 2001/C 318/03 der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urheberrechtli­
chen Schutz des Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen (KOM(2001) 600 
endg.) (ABl. C 318 vom 13.11.2001, S. 3)

1. Sept. 2013

26 Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über die 
Anwendung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro-Banknoten 
sowie über den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten (ABl. L 78 vom 25.3.2003, 
S. 20)

1. Sept. 2013

 Geändert durch:  

27 Leitlinie EZB/2013/11 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 zur Ände­
rung der Leitlinie EZB/2003/5 über die Anwendung von Maßnahmen gegen uner­
laubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über den Umtausch und Einzug 
von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 43)

1. Okt. 2013 (1)

28 Empfehlung 2009/23/EG der Kommission vom 19. Dezember 2008 zu gemeinsamen 
Leitlinien für die nationalen Seiten und die Ausgabe von für den Umlauf bestimmten 
Euro-Münzen (K(2008) 8625) (ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 52)

1. Sept. 2013

29 Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 2010 über 
die Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe von Euro-
Banknoten (ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1)

1. Sept. 2013

 Geändert durch:  

30 Beschluss EZB/2012/19 der Europäischen Zentralbank vom 7. September 2012 zur 
Änderung des Beschlusses EZB/2010/14 über die Prüfung der Echtheit und Umlauffä­
higkeit und über die Wiederausgabe von Euro-Banknoten (2012/507/EU) (ABl. L 253 
vom 20.9.2012, S. 19)

1. Okt. 2013 (1)

31 Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behandlung von 
nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen (ABl. L 339 vom 22.12.2010, S. 1)

1. Sept. 2013

32 Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. November 2011 über den gewerbsmäßigen grenzüberschreitenden Straßentrans­
port von Euro-Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des Euroraums (ABl. L 316 vom 
29.11.2011, S. 1)

1. Okt. 2014 (1)

33 Verordnung (EU) Nr. 651/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über die Ausgabe von Euro-Münzen (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 135)

1. Okt. 2013 (1)

34 Beschluss EZB/2013/10 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 über die 
Stückelung, Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug von Euro-
Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 37)

1. Okt. 2013 (1)
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 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

35 Verordnung (EU) Nr. 729/2014 des Rates vom 24. Juni 2014 über die Stückelungen 
und technischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen (ABl. L 194 
vom 2.7.2014, S. 1)

1. Okt. 2013

Bank- und Finanzvorschriften

36 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresabschluss und 
den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (ABl. L 372 
vom 31.12.1986, S. 1)

1. Sept. 2016

 Geändert durch:  

37 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. September 
2001 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG und 86/635/EWG des 
Rates im Hinblick auf die im Jahresabschluss bzw. im konsolidierten Abschluss von 
Gesellschaften bestimmter Rechtsformen und von Banken und anderen Finanzinstituten 
zulässigen Wertansätze (ABl. L 283 vom 27.10.2001, S. 28)

 

38 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2003 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG und 
91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Gesell­
schaften bestimmter Rechtsformen, von Banken und anderen Finanzinstituten sowie 
von Versicherungsunternehmen (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16)

 

39 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 zur Änderung der Richtlinien des Rates 78/660/EWG über den Jahresabschluss 
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, 83/349/EWG über den konsolidierten 
Abschluss, 86/635/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss 
von Banken und anderen Finanzinstituten und 91/674/EWG über den Jahresabschluss 
und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. L 224 
vom 16.8.2006, S. 1)

 

40 Richtlinie 89/117/EWG des Rates vom 13. Februar 1989 über die Pflichten der in 
einem Mitgliedstaat eingerichteten Zweigniederlassungen von Kreditinstituten und 
Finanzinstituten mit Sitz außerhalb dieses Mitgliedstaats zur Offenlegung von Jahres­
abschlussunterlagen (ABl. L 44 vom 16.2.1989, S. 40)

1. Sept. 2018

41 Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 
über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22)

1. Sept. 2018

42 Empfehlung 97/489/EG der Kommission vom 30. Juli 1997 zu den Geschäften, die 
mit elektronischen Zahlungsinstrumenten getätigt werden (besonders zu den Bezie­
hungen zwischen Emittenten und Inhabern solcher Instrumente) (ABl. L 208 vom 
2.8.1997, S. 52)

1. Sept. 2018

43 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 über 
die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrech­
nungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45)

1. Sept. 2018

 Geändert durch:  

44 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in 
Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der Richtlinie 
2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme und Kredit­
forderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37)
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45 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 
2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 
2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Euro­
päischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120)

 

46 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
(ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1)

 

47 Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 2001 
über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 5.5.2001, 
S. 15)

1. Sept. 2018

 Geändert durch:  

48 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
zur Einführung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstitu­
ten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinien 82/891/EWG, 
2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EG, 
2012/30/EU und 2013/36/EU des Rates sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 
und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 190)

 

49 Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 2002 
über Finanzsicherheiten (ABl. L 168 vom 27.6.2002, S. 43)

1. Sept. 2018

 Geändert durch:  

50 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in 
Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der Richtlinie 
2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme und Kredit­
forderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37)

 

51 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
zur Einführung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstitu­
ten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinien 82/891/EWG, 
2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EG, 
2012/30/EU und 2013/36/EU des Rates sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 
und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 190)

 

52 Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versiche­
rungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Ände­
rung der Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 
93/6/EWG und 93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1)

1. Sept. 2018

 Geändert durch:  

53 Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2005 
zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 85/611/EWG, 91/675/EWG, 92/49/EWG 
und 93/6/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/19/EG, 98/78/EG, 2000/12/EG, 
2001/34/EG, 2002/83/EG und 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Schaffung einer neuen Ausschussstruktur im Finanzdienstleistungsbereich 
(ABl. L 79 vom 24.3.2005, S. 9).
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54 Richtlinie 2008/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG über die zusätzliche Beaufsichtigung 
der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanz­
konglomerats im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefug­
nisse (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 40).

 

55 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 
2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 
2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Euro­
päischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120)

 

56 Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. November 2011 zur Änderung der Richtlinien 98/78/EG, 2002/87/EG, 
2006/48/EG und 2009/138/EG hinsichtlich der zusätzlichen Beaufsichtigung der 
Finanzunternehmen eines Finanzkonglomerats (ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 113)

 

57 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 
über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Auf­
hebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 338)

 

58 Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Märkte für Finanzinstrumente zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG 
und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des Rates (ABl. L 145 
vom 30.4.2004, S. 1)

1. Sept. 2018

 Geändert durch:  

59 Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2006 
zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente in Bezug 
auf bestimmte Fristen (ABl. L 114 vom 27.4.2006, S. 60)

 

60 Richtlinie 2007/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 
2007 zur Änderung der Richtlinie 92/49/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
2002/83/EG, 2004/39/EG, 2005/68/EG und 2006/48/EG in Bezug auf Verfahrensre­
geln und Bewertungskriterien für die aufsichtsrechtliche Beurteilung des Erwerbs und 
der Erhöhung von Beteiligungen im Finanzsektor (ABl. L 247 vom 21.9.2007, S. 1)

 

61 Richtlinie 2008/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente im 
Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 76 
vom 19.3.2008, S. 33)

 

62 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 2003/41/EG, 
2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 2006/49/EG und 
2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europä­
ische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Auf­
sichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und 
der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbe­
hörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120)
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63 Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der Kommission vom 10. August 2006 zur Durch­
führung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betref­
fend die Aufzeichnungspflichten für Wertpapierfirmen, die Meldung von Geschäften, 
die Markttransparenz, die Zulassung von Finanzinstrumenten zum Handel und 
bestimmte Begriffe im Sinne dieser Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 1)

1. Sept. 2018

64 Richtlinie 2006/73/EG der Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung der 
Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für 
die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 26)

1. Sept. 2018

65 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
13. November 2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richt­
linien 97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 97/5/EG (ABl. L 319 vom 5.12.2007, S. 1)

1. Sept. 2016

 Geändert durch:  

66 Richtlinie 2009/111/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 
2009 zur Änderung der Richtlinien 2006/48/EG, 2006/49/EG und 2007/64/EG hin­
sichtlich Zentralorganisationen zugeordneter Banken, bestimmter Eigenmittelbestand­
teile, Großkredite, Aufsichtsregelungen und Krisenmanagement (ABl. L 302 vom 
17.11.2009, S. 97)

 

67 Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. September 2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 9.10.2009, 
S. 11)

1. Sept. 2018

 Geändert durch:  

68 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforde­
rungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22)

1. Sept. 2018 (1)

69 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. September 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit 
von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7)

1. Sept. 2016

70 Verordnung (EU) Nr. 1096/2010 des Rates vom 17. November 2010 zur Betrauung der 
Europäischen Zentralbank mit besonderen Aufgaben bezüglich der Arbeitsweise des 
Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 162)

1. Sept. 2016

71 Verordnung (EU) Nr. 1092/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über die Finanzaufsicht der Europäischen Union auf Makroebene 
und zur Errichtung eines Europäischen Ausschusses für Systemrisiken (ABl. L 331 
vom 15.12.2010, S. 1)

1. Sept. 2016

72 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Auf­
hebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, 
S. 12)

1. Sept. 2016

 Geändert durch:  

73 Verordnung (EU) Nr. 1022/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung 
einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) hinsicht­
lich der Übertragung besonderer Aufgaben auf die Europäische Zentralbank gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 5)
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74 Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 
2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher und zur Änderung der 
Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
(ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34)

 

75 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
zur Einführung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstitu­
ten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinien 82/891/EWG, 
2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EG, 
2012/30/EU und 2013/36/EU des Rates sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 
und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 190)

 

76 Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europä­
ische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission 
(ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84)

1. Sept. 2016

 Geändert durch:  

77 Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 
über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 
2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) 
Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1)

 

78 Verordnung (EU) Nr. 258/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. April 2014 zur Auflegung eines Unionsprogramms zur Unterstützung spezieller 
Tätigkeiten im Bereich Rechnungslegung und Abschlussprüfung für den Zeitraum 
2014-2020 und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG (ABl. L 105 
vom 8.4.2014, S. 1)

 

79 Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 zur Änderung der Richtlinien 2003/71/EG und 2009/138/EG und der Verord­
nungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 im Hin­
blick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbe­
hörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) 
(ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1)

 

80 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 
2003/6/EG, 2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 
2006/48/EG, 2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Euro­
päischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120)

1. Sept. 2016

81 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
14. März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforde­
rungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22)

1. April 2018 (2)

 Geändert durch:  

82 Verordnung (EU) Nr. 248/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Februar 2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 in Bezug auf die 
Umstellung auf unionsweite Überweisungen und Lastschriften (ABl. L 84 vom 
20.3.2014, S. 1)
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83 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
4. Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
(ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1)

1. Okt. 2017 (1)

 Geändert durch:  

84 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 1)

 

85 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1002/2013 der Kommission vom 12. Juli 2013 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister in Bezug 
auf die Liste der von ihrem Anwendungsbereich ausgenommenen Stellen (ABl. L 279 
vom 19.10.2013, S. 2)

 

86 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
zur Einführung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstitu­
ten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinien 82/891/EWG, 
2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EG, 
2012/30/EU und 2013/36/EU des Rates sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 
und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 190)

 

 Ergänzt durch:  

87 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Format 
und die Häufigkeit von Transaktionsmeldungen an Transaktionsregister gemäß der Ver­
ordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Deri­
vate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, 
S. 20)

 

88 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1248/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format von Anträ­
gen auf Registrierung von Transaktionsregistern gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zent­
rale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 30)

 

89 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1249/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Format 
der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister von zentra­
len Gegenparteien aufzubewahrenden Aufzeichnungen (ABl. L 352 vom 21.12.2012, 
S. 32)

 

90 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 148/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister bezüg­
lich technischer Regulierungsstandards für die Mindestangaben der Meldungen an 
Transaktionsregister (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 1)

 

91 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für indirekte Clearingver­
einbarungen, die Clearingpflicht, das öffentliche Register, den Zugang zu einem Han­
delsplatz, nichtfinanzielle Gegenparteien und Risikominderungstechniken für nicht 
durch eine CCP geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 11)
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 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

92 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 150/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister durch 
technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines Antrags auf Regist­
rierung als Transaktionsregister festgelegt werden (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 25)

 

93 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 151/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister im 
Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die von Transaktionsregistern zu 
veröffentlichenden und zugänglich zu machenden Daten sowie operationelle Stan­
dards für die Zusammenstellung und den Vergleich von Daten sowie den Datenzugang 
(ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 33)

 

94 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 152/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenkapitalanfor­
derungen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 37)

 

95 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für Anforderungen an 
zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41)

1. Okt. 2017 (2)

96 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 876/2013 der Kommission vom 28. Mai 2013 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards bezüglich Kollegien für zent­
rale Gegenparteien (ABl. L 244 vom 13.9.2013, S. 19)

1. Okt. 2017 (2)

97 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1003/2013 der Kommission vom 12. Juli 2013 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates in Bezug auf die Gebühren, die den Transaktionsregistern von der Europäischen 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde in Rechnung gestellt werden (ABl. L 279 
vom 19.10.2013, S. 4)

1. Okt. 2017 (2)

98 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 285/2014 der Kommission vom 13. Februar 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf unmittelbare, 
wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Kontrakten innerhalb der Union und 
die Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten (ABl. L 85 vom 
21.3.2014, S. 1)

1. Okt. 2017 (2)

99 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 667/2014 der Kommission vom 13 März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf Verfahrensvorschriften für von der Europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde (ESMA) Transaktionsregistern auferlegte Sanktionen, einschließ­
lich Vorschriften über das Verteidigungsrecht und Fristen (ABl. L 179 vom 19.6.2014, 
S. 31)

1. Okt. 2017 (2)

100 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 484/2014 der Kommission vom 12. Mai 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards bezüglich des hypothetischen 
Kapitals einer zentralen Gegenpartei gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 57)

1. Okt. 2017 (2)

101 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 1)

1. Sept. 2017 (1)
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 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

 Ergänzt durch:  

102 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1423/2013 der Kommission vom 20. Dezember 
2013 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegungspflich­
ten der Institute in Bezug auf Eigenmittel gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 355 vom 31.12.2013, S. 60)

1. Sept. 2017 (2)

103 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 183/2014 der Kommission vom 20. Dezember 2013 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen durch 
technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Berechnung der spezifischen und 
allgemeinen Kreditrisikoanpassungen (ABl. L 57 vom 27.2.2014, S. 3)

1. Sept. 2017 (2)

104 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderun­
gen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8)

1. Sept. 2017 (2)

105 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für die Anwendung der 
Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für Finanzkonglomerate 
festgelegt werden (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1)

1. Sept. 2017 (2)

106 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 523/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, was eine enge 
Übereinstimmung zwischen dem Wert der gedeckten Schuldverschreibungen und dem 
Wert der Aktiva eines Instituts darstellt (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 4)

1. Sept. 2017 (2)

107 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 525/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Definition des Terminus „Markt“ 
(ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 15)

1. Sept. 2017 (2)

108 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 526/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Ermittlung eines Näherungs­
werts für die Risikoprämie und für die Bestimmung begrenzter kleinerer Portfolios für 
das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 17)

1. Sept. 2017 (2)

109 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für Nicht-Delta-Risiken von Optionen 
gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 29)

1. Sept. 2017 (2)

110 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Beurteilung der Wesentlichkeit 
von Erweiterungen und Änderungen des auf internen Beurteilungen basierenden 
Ansatzes und des fortgeschrittenen Messansatzes (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 36)

1. Sept. 2017 (2)

111 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 625/2014 der Kommission vom 13. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, 
denen Anleger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf 
Risikopositionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 174 vom 
13.6.2014, S. 16)

1. Sept. 2017 (2)
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 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

112 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen 
der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 191 vom 28.6.2014, S. 1)

1. Sept. 2017 (2)

113 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 602/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Erleichterung der Konvergenz der 
Aufsichtspraxis bezüglich der Anwendung zusätzlicher Risikogewichte gemäß Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 166 
vom 5.6.2014, S. 22)

1. Sept. 2017 (2)

114 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von 
Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und 
zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 
27.6.2013, S. 338)

1. Sept. 2017 (1)

 Geändert durch:  

115 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
zur Einführung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstitu­
ten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinien 82/891/EWG, 
2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EG, 
2012/30/EU und 2013/36/EU des Rates sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 
und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 190)

 

 Ergänzt durch:  

116 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates im 
Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und angemes­
sene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren berufliche 
Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABl. L 167 vom 
6.6.2014, S. 30)

1. Sept. 2017 (2)

117 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 524/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, welche Informatio­
nen die zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemitgliedstaaten einander 
zur Verfügung stellen müssen (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 6)

1. Sept. 2017 (2)

118 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 527/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Bezeichnung der Klassen von Instrumen­
ten, die die Bonität eines Instituts unter der Annahme der Unternehmensfortführung 
angemessen widerspiegeln und die für eine Verwendung zu Zwecken der variablen 
Vergütung geeignet sind (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 21)

1. Sept. 2017 (2)

119 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 530/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen für interne Ansätze zur Ermittlung 
spezifischer Risiken im Handelsbuch bedeutende Risikopositionen und Schwellen defi­
niert werden (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 50)

1. Sept. 2017 (2)

120 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 620/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den Informationsaus­
tausch zwischen den zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemitglied­
staaten gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 172 vom 12.6.2014, S. 1)

1. Sept. 2017 (2)
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 Umzusetzende Rechtsvorschriften Umsetzungsfrist

121 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 650/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur 
Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format, den Aufbau, das 
Inhaltsverzeichnis und den Zeitpunkt der jährlichen Veröffentlichung der von den 
zuständigen Behörden gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates zu veröffentlichenden Informationen (ABl. L 185 vom 25.6.2014, S. 1)

1. Sept. 2017 (2)

122 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 710/2014 der Kommission vom 23. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Vorgehen bei 
der Beschlussfassung in Bezug auf gemeinsame Entscheidungen über institutsspezifi­
sche Aufsichtsanforderungen gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates (ABl. L 188 vom 27.6.2014, S. 19)

1. Sept. 2017 (2)

123 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über Einlagensicherungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149)

1. Sept. 2016 (2)

124 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 
zur Einführung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kreditinstitu­
ten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinien 82/891/EWG, 
2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EG, 
2012/30/EU und 2013/36/EU des Rates sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 
und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 
vom 12.6.2014, S. 190)

1. Sept. 2018 (2)

Vorschriften für die Erfassung statistischer Daten

125 Leitlinie EZB/2013/24 der Europäischen Zentralbank vom 25. Juli 2013 über die sta­
tistischen Berichtsanforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der viertel­
jährlichen Finanzierungsrechnungen (ABl. L 2 vom 7.1.2014, S. 34)

1. Sept. 2016 (2)

126 Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. September 
2013 über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zins­
sätze (EZB/2013/34) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 51)

1. Sept. 2016 (2)

(1) Diese Fristen wurden vom Gemischten Ausschuss 2013 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung vom 27. März 2012 zwi­
schen der Europäischen Union und der Republik San Marino festgelegt.

(2) Diese Fristen wurden vom Gemischten Ausschuss 2014 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung vom 27. März 2012 zwi­
schen der Europäischen Union und der Republik San Marino festgelegt.
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V

(Bekanntmachungen)

VERWALTUNGSVERFAHREN

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Aufruf zur Einreichung von Bewerbungen für die Auswahl von Experten (m/w) der Stakeholder-
Expertengruppe der Kommission für das öffentliche Auftragswesen

(2015/C 112/07)

Mit Beschluss vom 3. September 2011 (1) (im Folgenden: „Beschluss“) hat die Kommission eine Stakeholder-Experten­
gruppe für das öffentliche Auftragswesen eingesetzt. Der Auftrag der Gruppe besteht darin, qualitativ hochwertige juris­
tische, wirtschaftliche, technische und/oder praktische Informationen und Fachkenntnisse für die Kommission bereitzu­
stellen, um diese bei der Gestaltung der EU-Politik im Bereich des öffentlichen Auftragswesens zu unterstützen.

Gemäß Artikel 4 des Beschlusses setzt sich die Expertengruppe aus 20 Mitgliedern zusammen. Die Mitglieder werden 
entweder ad personam ausgewählt und handeln unabhängig und im öffentlichen Interesse, oder sie vertreten ein für den 
Bereich des Auftragswesens relevantes gemeinsames Interesse oder eine Organisation im weiteren Sinne.

Am 6. Juli 2012 ernannte der Generaldirektor der GD Binnenmarkt und Dienstleistungen 20 Mitglieder der Gruppe für 
eine dreijährige Amtszeit, die einmal erneuert werden kann. Nachdem der Generaldirektor der GD GROW (früher GD 
MARKT) entschieden hat, dass einige Mitglieder der Gruppe ersetzt werden sollen, rufen die Dienststellen der Kommis­
sion nun gemäß Artikel 4 des Beschlusses zur Einreichung von Bewerbungen für die nächste Amtszeit auf, um neue 
Mitglieder der Gruppe auszuwählen, die ein für den Bereich des Auftragswesens relevantes gemeinsames Interesse oder 
eine Organisation im weiteren Sinne vertreten.

Die Kommission sucht Experten mit persönlicher Erfahrung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, sei es aufgrund ihrer 
Position innerhalb der Lieferkette, auf der Vergabeseite, oder aufgrund regelmäßiger Kontakte oder Erfahrungen im 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens. Dabei kann es sich um Kandidaten aus Unternehmen (einschließlich KMU), 
Verbänden öffentlicher Auftraggeber oder der Wissenschaft, oder um Rechtsanwälte, Ökonomen, Statistiker oder sons­
tige Experten handeln.

In allen Fällen wird die Kommission bei der Prüfung der Bewerbungen folgende Kriterien berücksichtigen:

— nachweisliche Kompetenz und Erfahrung (auch auf europäischer und/oder internationaler Ebene) in Bereichen, die 
für das öffentliche Auftragswesen relevant sind, insbesondere:

— Anwendung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge,

— langfristige und hochkomplexe Konfigurationen und Konzessionen bei PPP und IPPP,

— öffentliche Aufträge zwischen Behörden im öffentlichen Sektor,

— KMU-Beteiligung an öffentlichen Ausschreibungen,

— ökologische und soziale Aspekte des öffentlichen Auftragswesens,

— elektronisches Auftragswesen, insbesondere in der Vorvergabephase,

— wirtschaftliche Analyse der Märkte für öffentliche Aufträge,

— Beziehungen zwischen öffentlichem Auftragswesen und Wettbewerb/staatlichen Beihilfen,

(1) Beschluss der Kommission vom 3. September 2011 zur Einsetzung einer Stakeholder-Expertengruppe der Kommission für das öffentli­
che Auftragswesen und zur Aufhebung des Beschlusses 87/305/EWG zur Einsetzung eines Beratenden Ausschusses für die Öffnung des 
öffentlichen Auftragswesens (ABl. C 291 vom 4.10.2011, S. 2).
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— internationale Dimension des öffentlichen Auftragswesens,

— Zugang zu den Märkten für öffentliche Aufträge von Drittländern,

— Auftragsaggregation im öffentlichen Auftragswesen,

— Professionalisierung des öffentlichen Auftragswesens,

— Korruptionsbekämpfung im öffentlichen Auftragswesen,

— Handhabung der Vorauswahl im öffentlichen Auftragswesen,

— Innovation und öffentliches Auftragswesen,

— Auftragsvergabe im Verteidigungsbereich und in sicherheitssensiblen Bereichen

sowie ganz allgemein:

— nationale, europäische und internationale Rechtsvorschriften im Bereich des Auftragswesens;

— Notwendigkeit einer ausgewogenen Vertretung sowohl von Interessen und Fachkenntnissen im Bereich des öffentli­
chen Auftragswesens als auch von Frauen und Männern sowie geografischen Regionen innerhalb der Gruppe (2),

Die Mitglieder der Expertengruppe müssen Angehörige eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, eines Beitrittslandes 
oder eines EWR-Mitgliedstaats sein. Die unterzeichneten Bewerbungen müssen spätestens bis 25. April 2015 übermittelt 
werden. Das Absendedatum wird wie folgt bestimmt:

a) Bei einer Bewerbung per E-Mail gilt das Absendedatum der E-Mail. Bewerbungen per E-Mail sind an folgende E-Mail-
Adresse zu richten: GROW-COMMITTEES-PP@ec.europa.eu, mit dem Betreff „Bewerbung für Stakeholder-Experten­
gruppe für das öffentliche Auftragswesen“.

b) Bei einer Bewerbung per Post gilt das Datum des Poststempels. Die Postanschrift für Bewerbungen lautet: Europäische 
Kommission, GD Binnenmarkt, Industrie, Unternehmertum und KMU, GROW E.2, Avenue des Nerviens, 105, 1040 
Brüssel, Belgien. Betreff: „Bewerbung für Stakeholder-Expertengruppe für das öffentliche Auftragswesen“.

c) Bei persönlicher Abgabe der Bewerbungen an der vorgenannten Anschrift gilt das Datum auf der Empfangsbestäti­
gung als das Absendedatum.

Die Sitzungen der Gruppe finden auf Englisch statt. Die Bewerber müssen sich auf Englisch fließend ausdrücken können. 
Kenntnisse der französischen oder der deutschen Sprache sind von Vorteil. Die Bewerbungen sind auf Englisch zu verfas­
sen, wobei die Staatsangehörigkeit des Bewerbers anzugeben und die erforderlichen Unterlagen beizufügen sind.

Alle Bewerber müssen einen Lebenslauf einreichen, aus dem ihre Ausbildung, Berufserfahrung und Sprachkenntnisse 
(aktiv und passiv) hervorgehen. Des Weiteren sollte Folgendes angegeben werden:

— die Behörde/Organisation, für die der Bewerber tätig ist/war, und die Dauer der Tätigkeit;

— die spezifischen Projekte und/oder Aufgaben, an denen er beteiligt war und die von besonderer Bedeutung für den 
Bereich des öffentlichen Auftragswesens sind;

— etwaige Veröffentlichungen des Bewerbers im Bereich des öffentlichen Auftragswesens;

— etwaige Erfahrungen auf EU- und internationaler Ebene; und

— etwaige Interessen, die seine/ihre Unabhängigkeit infrage stellen könnten.

(2) Beschluss 2000/407/EG der Kommission vom 19. Juni 2000 über die ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern in den von ihr 
eingesetzten Ausschüssen und Sachverständigengruppen (ABl. L 154 vom 27.6.2000, S. 34).
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Die Dienststellen der Kommission behalten sich das Recht vor, zu einem späteren Zeitpunkt weitere Unterlagen anzufor­
dern und jedes Mitglied der Gruppe auszutauschen, das ungenaue oder falsche Angaben in Bezug auf die obigen Krite­
rien gemacht hat.

Gemäß Artikel 4 des Beschlusses wird von allen Mitgliedern der Gruppe eine aktive Beteiligung an den Sitzungen sowie 
bei deren Vorbereitung und bei Bedarf deren Nachbereitung erwartet. Die Gruppe wird voraussichtlich mindestens zwei­
mal jährlich zusammentreten.

Einzelheiten zur Arbeitsweise der Gruppe regelt die Geschäftsordnung, die sich die Gruppe auf ihrer ersten Sitzung 
geben wird.

Die Mitglieder haben die Grundsätze der Vertraulichkeit einzuhalten, die in Artikel 5 des Kommissionsbeschlusses zur 
Einsetzung dieser Expertengruppe genannt sind (3). Ad personam ernannte Mitglieder sind verpflichtet, unabhängig und 
im öffentlichen Interesse zu handeln.

Die Reise- und Aufenthaltskosten der Teilnehmer im Zusammenhang mit der rein auf die Tätigkeit der Gruppe 
beschränkten Arbeit werden von der Kommission nach den für sie geltenden Vorschriften und nach Maßgabe der Haus­
haltsmittel erstattet. Die Tätigkeit der Mitglieder in der Gruppe wird nicht vergütet.

Die Liste der Mitglieder der Expertengruppe wird im Register der Expertengruppen veröffentlicht (4).

Die Erhebung, Verarbeitung und Veröffentlichung personenbezogener Daten erfolgt gemäß den Bestimmungen der Ver­
ordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (5).

Weitere Informationen erteilen Ihnen Frau Marta Micietova, Frau Csilla Szalai oder Frau Alis Irena Riviere-Osipov, 
Telefon: +32 22984107, E-Mail: GROW-COMMITTEES-PP@ec.europa.eu

Die Ergebnisse der Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen werden auf der Internetseite der GD GROW und im 
Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gegeben.

(3) Siehe Fußnote 1.
(4) Mitglieder, die Einwände gegen die Veröffentlichung ihres Namens haben, können eine Ausnahmeregelung beantragen. Ein Antrag auf 

Ausnahme von der Veröffentlichung des Namens eines Mitglieds der Expertengruppe gilt als berechtigt, wenn die Veröffentlichung eine 
Gefahr für dessen Sicherheit oder Integrität darstellen oder seine Privatsphäre in unangemessener Weise beeinträchtigen könnte.

(5) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr 
(ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).
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VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache M.7444 — Constellation Hotels Holding Limited S.C.A./InterContinental Hotels
Group/InterContinental Paris Le Grand Hotel)

Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2015/C 112/08)

1. Am 25. März 2015 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die Unternehmen 
Constellation Hotels Holdings Ltd S.C.A. („Constellation“, Luxemburg) und InterContinental Hotels Group („IHG“, Verein­
igtes Königreich) übernehmen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch 
Erwerb von Anteilen und durch Geschäftsführungsvertrag die gemeinsame Kontrolle über die Gesamtheit des Unterneh­
mens InterContinental Paris Le Grand Hotel („Le Grand Hotel“, Frankreich).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Constellation kauft und besitzt Hotels und Immobilien.

— IHG ist ein globales Hotelunternehmen, das Hotels betreibt, konzessioniert und besitzt.

— Le Grand Hotel ist ein Vier-Sterne-Hotel in Paris, Frankreich.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusions­
kontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor. Dieser Fall kommt 
für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für 
bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) infrage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Sie können 
bei der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7444 — Constellation Hotels Holding Limited S.C.A./
InterContinental Hotels Group/InterContinental Paris Le Grand Hotel per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-
MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“).
(2) ABl. C 366 vom 14.12.2013, S. 5.
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